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Bundesweiter Protesttag am 20.09.2023 

Die Kosten der Krankenhäuser steigen viel schneller als die Einnahmen. In diesem Jahr 
fehlen den Kliniken im Land 500 Mio. Euro, wenn die Bundesregierung nichts tut.  

Es muss schnell etwas geschehen: 

Inflationsausgleich für die Krankenhäuser – jetzt sofort! 

Drei von vier Krankenhäusern in Baden-Württemberg erwarten in 2023 rote Zahlen. 
Ein wesentlicher Auslöser dafür sind die massiv und dauerhaft gestiegenen Preise, 
verursacht durch den Krieg Russlands gegen die Ukraine. Die Krankenhäuser können 
ihre Preise nicht selbst erhöhen. Das ist Aufgabe der Bundespolitik! 

Faire Löhne – brauchen faire Finanzierung! 

Die Krankenhausmitarbeiterinnen und Mitarbeiter verdienen es, für ihre hervorra-
gende Arbeit gut bezahlt zu werden. Die Krankenhäuser müssen diese Gehälter aber 
auch bezahlen können. Sie brauchen eine faire und stabile Finanzierung. Das ist Auf-
gabe der Bundespolitik! 

Kürzungen müssen zurückgenommen werden  
Mitten in der Krise hat die Bundesregierung die Klinikbudgets gekürzt. In Baden-Würt-
temberg wirkt sich das mit einem dauerhaften Minus von 110 Mio. Euro aus. Die Bun-
desregierung muss diese Kürzungen sofort zurücknehmen!  
 

Weniger Bürokratie – mehr Zeit für Patient*innen! 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Krankenhäuser verbringen mindestens 30 % 
ihrer Arbeitszeit mit Bürokratie. Diese Zeit fehlt für die Versorgung der Patientinnen 
und Patienten. Bürokratieabbau wird bisher nur versprochen. Hier steht der Bundes-
gesundheitsminister im Wort – er muss den Worten endlich Taten folgen lassen! 

Wir sind systemrelevant – behandelt uns auch so! 

In Krisen wie Corona oder dem Krieg Russlands gegen die Ukraine werden die Kran-
kenhäuser immer wieder gezwungen, bei der Bundespolitik zu betteln, damit die Kos-
ten finanziert werden. Das muss aufhören: Die Bundespolitik muss die Finanzierung 
der Krankenhäuser und die Versorgung der Menschen im Land jederzeit sicherstellen!  

 
Wir fordern: 
Der Bundesgesundheitsminister muss handeln – Jetzt sofort! 
 


